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Fragen des politischen, sozialen un Wirtsch‘afllichen Lebens
Die Verfassungsbeschwerden Jugendhilfe werde 1mM besonderen die Erziehungsaufgabe

das Bundessozialhiltegesetz der Gemeinde übersehen, die sıch VO der anderer freier
Iräger unterscheide un 1ın ıhrer Andersartigkeit unund das Jugendwohlfahrtsgesetz Eigenständigkeıit verfassungsrechtlich geschützt sel1,. Dıie

Dıie Herder-Korrespondenz hat über das Junı 1962 Bestimmungen ber die Förderungspflicht ständen 1mM
1n raft getretene Bundessozialhilfegesetz (BSHG) AUS- Widerspruch mMi1t der Finanzhoheit der Gemeinde. S1e
ührlich berichtet (vgl ds Jhg., 83 ff.) un damals sejen überdies eın Verstoß den Gleichheitssatz der

Verfassung (Art GG), weiıl S1C Träger der treien Wohl-bereits darauf hingewiesen, daß einzelne Bestimmungen
während des Gesetzgebungsverfahrens hart umstriıitten tahrtspflege unterschiedlich behandelten und damıt kirch-

Inzwischen hat die Stadt Dortmund beıiım Bundes- ıche Iräger bevorzugten, denen AaUus anderem Rechts-
grund bereits Staatsleistungen zukämen. Letztlich versucheverfassungsgericht Beschwerde eingelegt, die wohl auch
der Bund MI1tTt den Bestimmungen 1ne „Rangordnung“inhaltlich VO  a eiıner größeren Zahl VO Stidten bejaht zwischen den Gemeinden un den anderen Kräften derwird, un S1e auch auf parallele Gesetzesentscheidungen

1n dem Jul: 1962 1ın raft getretenen Jugend- freien Gesellschaft schafien, „verfasse“ die Gemeln-
den un: verletze damıiıt dıe institutionelle Garantıe deswohlfahrtsgesetz ausgedehnt. (Der Wortlaut

der Beschwerden [ Anwälte der Beschwerdeführerin sind Selbstverwaltungsrechtes. Zu derartiıgen Maßnahmen se1l
Dr Adolf Arndt Dr Kurt Sieveking der Bund schon SCHh seiner beschränkten Gesetzgebungs-
un Dr Thomas Dehler (FDP)] 1St 1mM „Nachrichten- gewalt nach Art 30 un 70 nıcht berechtigt. Sıe sefen

Oßa dem Land SCn der Verfassungsgarantie verwehrt.dienst des Deutschen Vereıins tfür öffentliche un private
Fürsorge“ Heft 4, 19%62, 1 abgedruckt.) Die Be- Überhaupt beruhten die Gesetzesentscheidungen auf Zzweı
schwerdeführerin greift in der Hauptsache die $ 10 un folgenschweren Irrtümern,
93 BSHG (vgl Herder-Korrespondenz ds Jhg., 86) einmal aut dem Irrtum,; die Gemeinde se1 Staat un: die

Sozialhilfe und Jugendhilfe würden VO iıhr als ıneun die $ Abs und Abs JWG Abs
JWG lautet: „Das Jugendamt hat Berücksichtigung Staatsaufgabe erfüllt,
der verschiedenen Grundrichtungen der Erziehung dar- ZU anderen autf dem Irrtum, die Selbstverwaltung Als
auf hinzuwirken, da{fß die für die Wohlfahrt der Jugend Rechtseinrichtung un das echt aut Selbstverwaltung

mMıiıt Ausnahme bloß iıhres eNgSTIEN Kernes sejen ZUur Di1s-ertforderlichen Einrichtungen un Veranstaltungen AaUuUS-

reichend ZUr Verfügung stehen. Soweıt gyee1gnete Eın- posıtıon des Gesetzgebers gestellt.
riıchtungen un Veranstaltungen der Träger der treien Diese beiden Irrtümer sej]en die tehlerhafte Voraus-

SETZUNG, „ VOIN der AaUuUsS die angefochtenen BestiımmungenJugendhilte vorhanden sınd, erweıtert oder veschaffen darauf abzielen, eınen ebenfalls mißverstandenenwerden, 1STt VO  —$ eıgenen Einrichtungen un Veranstal-
tungen des Jugendamts abzusehen. Wenn Personensorge- Gedanken, die Regel der Subsidiarıtät, 1n der besonderen
berechtigte Berutung auf iıhre Rechte nach die Ausprägung, die durch das thomıistische Naturrecht

erfuhr, für jedermann als staatliches (zeset7z verbindlichvorhandenen Träger der freien Jugendhilfe ıcht 1n An-
machen. Es verletzt Art. das 1n einer Weltan-spruch nehmen wollen, hat das Jugendamt dafür

sorgen, dafß die 1iNsoweıt ertorderlichen Einrichtungen DC- schauung wurzelnde Prinzıp auch für Staatsbürger als
schaften werden.“ staatliche Norm vorzuschreiben, die sıch nach ıhrem

Glauben un Denken nıcht die fi1xiıerten LehrenAbs J1WG lautet: “ Werden oleichartige Maßnahmen
der freien un öffentlichen Jugendhilfe durchgeführt, halten. Es wiıderspricht der Glaubensfreiheit 1ın einem
sind bei der Förderung der Träger der treien Jugendhilie demokratischen Rechtsstaat un der freiheitlichen jel-

talt der Gesellschaft, 1nNne ‚Glaubensmaxime‘ durch Aat-Berücksichtigung ihrer Eigenleistungen die Grund-
Satze und Ma{fistäbe anzuwenden, die für die Fınanzıerung lıches Gesetz als gültıge Ordnung für alle vorzus®reiben.“
der Mafßnahmen der öftfentlichen Jugendhiltfe gelten.“
Danach 1St den Trägern der Sozjalhilte un: öffentlichen Der verfassungsrechtliche Ausgangspunkt der (Jesetzes-

entscheidungenJugendhilfe aufgegeben, eigene Eınrichtungen für die
Beide Gesetze eruhen auf der Sozialstaatsklausel desDurchführung der gesetzlıchen Hılfen nıcht schafften,

SOWeIlt solche der Träger der freıen Wohlfahrtspiflege AÄArt. Z die dem Gesetzgeber aufgibt, ıne sozıale
vorhanden sind, ausgebaut oder geschaften werden kön- Ordnung einschließlich der soz1alen Hılten nach den

Grundbegriffen der Sozialstaatlichkeit un! Rechtsstaat-1eN Außerdem sollen die Gemeinden Träger der treıen
Wohlfahrtspflege unterstutzen, un WAar sowohl global; ichkeit entwickeln. Hierbei geht der Gesetzgeber von

SOWeIt S1Ee sıch 1M Bereiche der Sozialhilfe un Jugend- einem klaren Ordnungsbild AauUs, das AUS der (zesamt-
hılte betätigen, als auch be] der Errichtung, dem Ausbau eıt der Grundrechte des Menschen, die Antang der

Verfassung stehen, ableitet. Schon die einleitenden Be-un Unterhalt VOTL Einrıchtungen, die ZUr Durchführung
der gesetzlıch geordneten Hıiılten notwendig sind. stımmungen beider Gesetze lassen keinen Zweifel darüber

aufkommen, MIt welchem Gewicht der Gesetzgeber den
Argumente die Gesetzesentscheidungen Menschen iın seiner grundgesetzlichen Würde, Freiheit un

Dıie Beschwerdeführerin beruft sich VOL allem darauf, daß Person sieht. In$ Abs BSHG wiırd als Aufgabe der SO-
die angegriffenen Bestimmungen MIt dem VO  3 der Ver- zialhılte bestimmt, dafß dem Empfänger der Hıiılfe iıne se1-
Tassung gygarantıerten Selbstverwaltungsrecht der Ge- T Würde entsprechende Lebensführung ermöglıchen
meinde (Art 285 Abs GG) unvereinbar seien. Dıie iSsi= BSHG bekennt sıch ZUuU Individualprinzıp der Ööf-
„partielle Funktionssperre“ stehe MI1t der Allzuständig- tentlichen Hilfe, anerkennt Wünsche des Hilfeempfän-
keit der Gemeinde 1mM Wıderspruch. Im Bereich der SCIS be] der Gestaltung der Hıltfe $ 4 BSHG verstärkt die
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Rechtsstellung des Hilfesuchenden‚ indem auf Leistungen JWG aufgegeben sınd, die S1e. als Örtlicher Hoheits-
Aaus der Sozialhilfe teilweise Rechtsansprüche dem Grunde trager erfüllen soll Daß die Gemeinde ıcht freie Gesell-nach eingeräumt werden. Die besonderen Verhältnisse schaft 1st un keine treie Wohlfahrtspflege ausübt, ergibt1n der Famılie des Hıltesuchenden sollen bei Prüfung der sıch schon daraus, daß S1e eın Gesetzgebungsrecht für sıch
Notlage un bei der Durchführung der Hiılfe berück- in Anspruch nımmt, Zwangsmittel besitzt un: als Gebiets-
sichtigt werden $ A Schwerpunkt der Soz1ialhilfe soll 1n körperschaft ıhre Hoheitsfunktion über alle iıhr ZUZukunft die persönlicke Hılte se1n. S1e oll ıhr besonderes hörigen Bürger ausübt, Merkmale, die einem freıen, gesell-Gewicht gegenüber der Sachleistung un: der Geldleistung schaftlichen Verband nıcht eigen sind.
ertahren 5 Dıie Zusammenarbeit zwıschen den TIrä-
SErn der Sozialhilfe un den Trägern der treien Wohl- Subsidiarität: „Glaubensmaxime“ oder sozıales Aufbayu-
tahrtspflege erfährt ıhre Grundlage un: Zielsetzung VO DYINZLD einer treien Gesellschaft?
Wohle des Hılfebedürftigen. Die Beschwerdeführerin behauptet, daß die in den (Ge-In gleicher Weise bestätigen die einleitenden B MUNG sefzen verankerte Subsidiarität das Grundrecht der lau-
ZCNH des Jugendwohlfahrtsgesetzes die grundgesetzlıche bensfreiheit verletze, weil ıne „Glaubensmaxime“ auchStellung des Mınderjährigen un: seiner Eltern $ JWG) für solche Staatsbürger verpflichtend gemacht werdenOftentliche Jugendhilfe col] die in der Familie des Jugend- solle, die sıch eliner die Subsidiarıität vertretenden Welt-lichen begonnene Erziehung unterstützen un: erganzen. anschauung nıcht verpiflichtet ühlten. Hıer 1St kor-Be1 allen Mafßnahmen in der öfftentlichen Jugendhilfe rıgieren, daß die Lehre VO  3 der Subsidiarität nıcht Za1St die VO den Personensorgeberechtigten bestimmte Glaubensgut gehört. Vielmehr wird die Subsidiarität alsGrundrichtung der Erziehung beachten. Ihre Wünsche eın soz1alphilosophisches, soz1ialethisches und soz1alpolı-bei der Gestaltung der Hılfe sind beachten J WG) tisches Lebensprinzip verstanden, das den Menschen 1nIm gyesehen, lassen verade dıe einleitenden Be- seiner Person, Freiheit un: Würde Als den bestimmendenstımmungen der Gesetze unzweideutig erkennen, WwWI1e Ordnungspunkt für Staat un: Gesellschaft anerkennt unstark der Bundesgesetzgeber sıch bei seinen Entschei- VO  s dem Aaus alle öfftentliche Ordnung Bestimmung, ıch-dungen VO  3 der Verfassung hat leiten Iassen.
Im letzten geht bei den Beschwerden die Grund- Lung und Begrenzung erfährt. In diesem Sınne spricht

INa  3 ıcht LUr 1n katholischen Kreisen VO der Subsidiari-Irage nach der Stellung des Menschen in UNSCTET. Ööffent- tat, sondern auch in evangelischen, neoliberalen, Jalichen Sozialordnung und die ıhm 1mM Bereich der soz1alen 1n soz1alistischen Kreisen. Man anerkennt S$1e nıcht 1Ur 1nSıcherung gemäße Zuständigkeitsordnung. Diese Auffas- der Theorie, sondern ordert S1e auch nachdrücklich 1n
SUNg stutzt sich VOTL allem auf die Rechtsprechung des der zonkreten Gesellschaft uNscerer Wıiırtschafts- und S0-Bundesverfassungsgerichtes zahlreichen Zuständigkeits-
entscheidungen 1mM soz1alen Bereıich, bej denen das (3@e=- zıalordnung. Nur 1St erklären, daß auch der Bun-

desgesetzgeber 1n der Entwicklung uNserIer Sozialordnungricht immer wieder un nachdrücklich VO  3 dem Menschen- wiederholt auf der Subsidiarität beruhende Zuständig-bıld des Grundgesetzes AuU:  en ISTt. un VO  3 ıhm AUS keitsentscheidungen getroffen hat, eLWwW2 1ım Arbeıitsrecht,öffentliche Zuständigkeitsordnungen un: rTrenzen be- 1mM Betriebsverfassungsrecht, 1m Tarıtfrecht un: in soz1ialenhördlicher Ordnungsfunktionen entwickelt un festge- Ordnungsentscheidungen ZUguUuNsten der Famiılie. Allen die-legt hat. SCH Gesetzesentscheidungen liegt als Leitbild frei-
Die Argumente der Beschwerdeführerin heitlichen Staates das Menschenbild des Grundgesetzes

Wenn die Beschwerdeführerin behauptet, die Subven- grunde. Von iıhm her haben die iıhm gemäßen Zuständig-
tionı1erung kirchlicher Träger der freien Wohlfahrtspflege keits- und Funktionsordnungen ıhre Ausprägung erfah-
verstoße den Gleichheitssatz des Art 1St LK Schon deshalb, weıl die Verfassungsbeschwerden sıch
diese Behauptung leicht wiıderlegen. Staatsleistungen hierüber ausschweigen, können S1€e nıcht überzeugen, Ja

die Kırche, die auf Verträgen oder besonderen Rechts- S1Ee ordern O wegen der isolierten Betrachtung der
titeln beruhen, dürfen VO der Kırche LUr für die VOI- Gemeinde ZUur rage nach dem Standort der Gemeinde
anschlagsgemäß bestimmten Zwecke verwendet werden. ın der staatlichen Gesamtordnung -und der ıhr emäßen

Sozialordnung heraus.Derartige Z wecke siınd VOTL allem persönlicher un sach-
licher Bedarf der kirchlichen Verwaltung, Vorbildung und
Besoldung der Geistlichen, bauliche Mafßnahmen tür Kır- Dıiıe Gemeinde als politische Gebietskörperschafl
chen un Ptfarrhäuser. ber die Verwendung dieser Dıie Stellung der Gemeinde 1n Staatsautbau iSt
Staatsleistungen haben die Kirchen Nachweise führen verzeichnet, INa  a sıch 1Ur auf die grundgesetzliche
ıne Verwendung für andere 7 wecke kommt schon des- Eıgenständigkeit gegenüber Bund und Land beruft un

nıcht 1n Betracht, weil die Staatsleistungen NUr herausstellt, da die Gemeinde nıcht Staat sel, 1mM übrigen
einen Bruchteil des Iırchlichen Aufwandes für diese Auf- aber ıhre wesenhafte un: unausweichliche Einbezogen-
gyaben decken. Es kommt a1so nıcht 1n Betracht, daß die eIit in den Staatsautbau dabei übersieht. Die
Kırchen zweckgebundene Staatsleistungen für andere Gemeinde tührt eın isoliertes Eigendasein. Weıil S1e 1ın
kıirchliche Bedürfnisse, EeLWwW2 für Aufgaben 1m Bereich der gleicher Weıse w1e Bund un Land Gebietskörperschaft
kirchlichen Liebestätigkeıit, verwenden können. iSt. un: S1ie auf gleiches Gebijet un: 1n ıhm ebende Bürger
Offentliche Jugendhilfe der Gemeinde 1St keine freıe bezogen ISt, haben S1E Gemeijnsamkeiten. In gleicher
Wohlfahrtspiflege, W1e die Beschwerdeführerin behaup- Weıse W1e die staatliche Einheit stellt sıch die emeıind-
tet. Von treier Wohlfahrtspflege ann 3 NUur dann liche als einmalıge, nıcht ersetzbare un unwandelbare
sprechen, WE siıch ur 1ne Tätigkeit handelt, die öftentliche Gesamtperson dar, die 1mM Rahmen einer 1Nst1-
außerhalb einer gesetzlıchen Verpflichtung ZU Tätıg- tutionellen Grundordnung nach dem Prinzıp der Gleich-
werden steht. Be1 der öffentlichen Jugendhilfe der Ge- heit den Bürgern das zuzuführen hat, W as ıhnen 1m Rah-
meıinde geht demgegenüber gesetzlıch geordnete inen der Gemeinwohlgerechtigkeit gebührt. Dıie Gemeinde
Hıltfen, dıe der Gemeinde als bedingte Pflichtaufgaben ın 1St Stute der öffentlichen Verwaltung, Grund-
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lage des Staatsaufbaues, als Gebietskörperschaft dem Staat hebt, die die Parteıen in das Verfassungsrecht aufnımmt,
die die Gemeindeautonomıie gewährleistet A 28eingegliedert. Dem entspricht, daß die Verfassungen

durchweg erklären, daß Staatsgewalt und Selbstverwal- Abs Z die die Gliederung des (j;esamtstaates 1n Ländern
tungsrecht der Gemeinde VO olk ausgehen un beide „verew1gt“ (Art 79 Abs un die Grundrechte der

Kıiırchen anerkennt (r 140 MIT Art 136Gewalten nach Mafsgabe der Vertassung und der (Ge:
ausgeübt werden. In der parlamentarischen Demo- Weim Verf), hat erkannt, dafß die Individuen nıcht —

kratie verwaltet sıch das Vol  %.  X selbst sowochl in den Ort- vermittelt dem Staat gegenüberstehen und ihrerseits nıcht
lichen wı1e überörtlichen Gemeinschaften in unlösbarer beziehungslos nebeneinanderher leben (Maunz-Dürıg,
Verbundenheit MmMIt dem Staat und Beachtung der A, A, O, Art Randnr. 55))
VO  e} iıhm ZSESETZICN Rechtsordnung. SO W1e 1mM Staat voll- Von diesen verfassungsrechtlichen Grundgedanken her

sind die angegriftenen Bestimmungen bestimmt, di dıezıeht siıch die Selbstverwaltung der Gemeinde 1ın eıiıner
qualitativen Demokratie, in der Mehrheitsverhältnis un Träger der treıen Wohlfahrtspflege nach Mafßgabe der
Abstimmung entscheidend sind. S50 WIie 1mM Staat ebt und Subsidiarıtät 1n die Zuständigkeitsordnung der (jesetze

einbeziehen.wirkt auch ın der Gemeinde die oftene, pluralistische (GE=-
sellschaft 1mM Rahmen der staatlichen Gesamtordnung. IDıie Stellung der freien WohlfahrtspflegeWenn VO Selbstverwaltung der Gemeinde die ede ist, In einer Sıtuation, 1n der der Gesetzgeber entsprechend1St S1e damıt bezogen auf die politische Gebietskörper- dem Wandel der Fürsorge nach Maisgabe eines heuteschaft Gemeıinde, und VO  S daher erfährt der Begrift der
Selbstverwaltung 1mMm Sınne des AÄArt 78 Abs seine geltenden Menschenbildes eın bedeutsames Vorfeld bisher

gesetzlich geregelter Hılten in den Aufgabenkatalog be1-Deutung Selbstverwaltung der Gemeinde 1St eigenver- der Gesetze einbezieht, umfassende Lebenshilfen aAnl-antwortliche Erfüllung gemeinschaftlicher öffentlicher
Aufgaben 1mM eigenen Namen un ın der Verantwortung tieren 11 und hierbei O: allem die persönlichen Hıltfen

Samıt der Erziehungshilfen um Schwerpunkt macht,eıgener, gewählter Urgane der Aufsicht des Staates.
konnte nıcht der rage ausweıchen, w1e die zukünftigeImmer 1St die Gemeijinde der Gesetzgebungs-, Rechtspre-

chungs- un Verwaltungshoheit des Staates unterstellt. Auftfgaben- un Funktionsstellung der raeer der treien
S1e steht damıt 1mM unmıittelbaren Wirkbereich der VO Wohlfahrtspilege aussehen soll,; dıe auf iıne Jange PE-

schichtliche Tradıtion zurückschauen können un: heuteGrundgesetz vorbestimmten Sozial- un Rechtsstaatlich-
eIit. eın nıcht wegzudenkendes Potential 1m Bereıiıch UNSEeTEX

Sozialordnung darstellen. Hierbei WAar der (Ge-Subsidiarıität 1 der Gemeinde
Von jeher wirkt die Subsidiarıtäit als gesellschaftliches und setzgeber gehalten, auch die Grundrechtsposition dieser

Träger AUS Art 19 Abs sehen. Diesem Anliegensozıales Aufbauprinzıp auch in der Gemeinde. Dies be- wollen die angegrifienen Bestimmungen gerecht werden,
weısen schon jene gemeinderechtlichen Normen 1in den die VOTL allem auch deshalb ıhre Rechtfertigung ertahren,
Ländern 1ın der Fortführung des Grundgedankens des weı] die Träger der freijen Wohlfahrtspflege nıcht w1ıe

67 der Deutschen Gemeindeordnung VO 19535 sonst1ıge wirtschaftliche Interessenverbände sıch vornehm-
die die erwerbswirtschaftliche Betätigung der öffentlichen
Hand un das Prinzıp stellen, da{fß die öffentlichen ıch un betont ıhre eigenen Interessen angelegen se1in

lassen, sondern sich entsprechend ıhres gemeinnützıgenZwecken. gewidmeten gemeindlıchen Unternehmen dann un mildtätigen Charakters ausschliefßlich 1n den Dıiıenst
iın der Subsidiarität stehen ollen, der öffentliche
Z weck ebensogut un wirtschaftlich durch eınen anderen der Allgemeinheıt stellen, nach Satzung, Z weck- un:

Zielsetzung Z Behebung sozıaler Not beitragen un
erfüllt wırd oder erfüllt werden annn In den Gemeinden damıt echte öffentliche Sozialtunktionen erfüllen.
wırd dieses Prinzıp allerdings schr unterschiedlich prak-
tizıert, w as Maunz-Dürıg 1n ihrem Kommentar Z Sınd Sozzalhilfe un öffentliche Jugendhilfe nach ıhrer
Grundgesetz (Verlag Beck, München/Berlin 1961, Art 19 geschichtlichen Entwicklung Ursprungsaufgaben
Abs Randnr. 47) VOTL allem 1n bezug auf die bedenk- der Gemeinde ®

Die Beschwerdeführerin legt auf die Feststellung, Sozial-liche AÄusweıtung der gemeindlıchen Daseinsvorsorge
der Feststellung veranlaßt: „Man verkennt das Sub- hılfe un öffentliche Jugendhilte se]en nach ihrer histo-
sidiarıtätsprinzıp, 1in  - nıcht VOT der Gemeinde als rischen Entwicklung Ursprungsaufgaben der Gemeinde,

besonderen Wert S1e hält aber einer ni.heren Prüfungder ENZSSICHN öfftentlichen Gemeininschaft zunächst den Prı-
un die prıvaten Zusammenschlüsse für ZU - nıcht stand, weıl wesentliche Gebiete der heute gesetzlich

ständıg erachtet. FKs wırd be] aller Kommunalfreundlich- geordneten Sozialhilte- un: Jugendhilfeaufgaben VO  —

den Irägern der reıen Wohlfahrtspflege, insbesondereelit SCIN übersehen, da{ das Subsidiaritätsprinzıp, dem
das gyemeıindlıche Selbstverwaltungsrecht letztlich sein den Kirchen, erfüllt worden sınd, ZU anderen sıch nach-
Charısma verdankt, el rüher, persönlichkeitsnäher weısen läßt, dafß Fürsorge und Jugendhilfe VO  - ıhrem
AaAnsSeLZT Ursprung her durchaus nıcht Gemeindeaufgaben sind.
Gerade in der Anwendung der Subsidiarıtät für den ıe Armenfürsorge wurde VO Jahrhundert bıs Z
soz1alen Bereich übersieht die Beschwerdeführerın, da{ß Ausgang des ersten Weltkrieges als ine polizeiliche An-

gelegenheıt verstanden. Von soz1ialen Aspekten War siedas Grundgesetz jenen Verfassungen gehört, die den
Menschen als Glied VO  S nıcht staatlıchen Sozialgebilden al bestimmt, vielmehr wurde sS1e als Mafßnahme des
bestätigen un auch deren verfassungsrechtliche Stellung Schutzes tür die Allgemeinheit verstanden. Dıie Hılte be-

schränkte sıch auf die Gewährung des notwendigentestlegen, un damıt die bisher yewohnte individualisti-
sche Entgegensetzung Indivyiduum Staat CN. Existenzminimums. Die Anstaltspflege lag überwiegend
1ne Verfassung, dıie FEhe un FEamılie als Rechtsinstitute 1n der Hand prıvater Wohltätigkeıit, w1e sS1€ VO  _ den Eın-

riıchtungen der evangelischen Diakonie un der katho-in den Grundrechtskatalog einbaut (Art 6);, die Kor-
porationsbildungen grundgesetzlich schützt (Art ° die ıschen Carıtas erfüllt wurde. VWer Armenfürsorge 1n An-
Juristische DPersonen möglichen Grundrechtsträgern — spruch nahm, verlgr die bürgerlichen Ehrenrechte, womıiıt
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w den Hılfebedürftigen VO  3 der Inanspruchnahme waltung sieht, o1bt S1e damıt erkennen, daß S1e
Ööfftentlicher Unterstützung abhalten wollte. Gerade die echte Subsidiarität im Soz1ialbereich der Gemeinde letzt-
private Wohltätigkeit versuchte, die unzureichende öftent- lich ablehnt. Wer sich der Subsidiarität verpflichtet fühlt,
liche Armenhilfe auszugleichen un vermenschlichen. SE auch gene1gt, autf außere „Machtpositionen“ ın orm
Die Gesetzgebung des Reiches nach dem ersten Welt- VO  S Trägerschaften über soz1ıale Eınriıchtungen ViGI
krieg sah in der Fürsorge eıne staatliche Existenzhilftfe. zıchten, WCLN eın solcher Verzicht dem Wohle des Büuür-
Staatliches Gesetz bestimmte die Träger der Fürsorge: SCIS un: damıt dem Wohle des CGsanzen dient. In der
Landesfürsorgeverbände un Beziırkstürsorgeverbände. Zukunft oll 1n der Bundesrepublik die freıe Wohlfahrts-
Zu keiner eıt standen alle gesetzlichen Aufgaben der pflege, S1e echter soz1ıaler Mıtverantwortung un:
öftentlichen Fürsorge 1ın der Zuständigkeit der Gemein- Mıtarbeit sıch bereitstellt, den iıhr gebührenden Wırkraum
den. Entsprechendes gilt auch für die Jugendhilfe. Es haben Viele Gemeinden haben nach diesem Grundsatz
War urchaus nıcht 5 daß die Öörtlich verantwortien- SeIt Jahr und da gehandelt un: dabej auch der treıen
den Aufgaben der Jugendhilfe VO  3 den Gemeinden als Wohltfahrtspflege erhebliche Finanzhilfen gewährt. Wo
echte Selbstverwaltungsaufgaben ertüllt wurden. In bıs heute nıcht oder NUr unzulänglich gyeschehen ISt: soll
Bayern wurden diese Aufgaben als Angelegenheiten dem Druck der gesetzliıchen Verpflichtung die
des übertragenen Wirkungskreises verwaltet, die Heranzıehung un: Mitbeteiligung der treien Wohltahrts-
der Sachkontrolle des Staates standen. ach dem BSHG pflege 1in stärkerem aße sıch vollziehen. Dieser DESECLIZ-
und JWG sınd 1Ur die Aufgaben 1n die Verantwortung yeberische Wille annnA mıiıt der Verfassung im Wiıider-
der Gemeıinde gvegeben, die sachlich und Berücksich- spruch stehen, denn 1m etzten 11l C da{fß in der soz1ialen
tıgung der finanziellen Leistungstähigkeit VO  3 den Ge- Leistungsverwaltung autf Grund polıtischer Mehrheits-
meinden erfüllt werden können. Die Behauptung, dafß entscheidungen möglıche Willkür unterbleibt und VOI
die Zuständigkeitsordnung beider Gesetze MIt dem Vor- allem auch den Minderheiten iıhrem natürlichen Recht
Lang der Trager der freıen Wohlfahrtspflege die gemeıind- auf soz1ıale Betätigung verholten wiırd.
liche Selbstverwaltung 1n ıhrem Kern treffe, Alßt sıch

War Bund für die Z uständig/eeitéentscbeidungensomıt überzeugend aum nachweisen.  ia zuständig
Die Allzuständigkeit der Gemeinde nach Art
ADs steht unter dem Vorbehalt des (Jesetzes

Die Beschwerdeführerin rugt schließlich die Verletzung
der Art 3() un un damıt die Zuständigkeit des

Die Beschwerdeführerin rugt, daß der Gesetzgeber die Bundes ZUur Festlegung eıner Zuständigkeitsordnung bei
Selbstverwaltung der Gemeinde und das Recht auf der Durchführung der Hılten. Hıerzu 1St Sagch, da{fß
Selbstverwaltung Z Dıisposıtion des Gesetzgebers ZC- nach Art 74 Z ıff der Bund die konkurrierende
stellt ansıeht. Der Verfassungsartikel Sagl unzweideutig, Gesetzgebung ın der „Öffentlichen Fürsorge“ hat Hıer-
daß die Gemeinde alle Angelegenheiten der örtlichen Ge- fällt einmal das Sozialhilterecht: Das oleiche wird
meınschaft 1m „Rahmen der Gesetze“ in eıgener Met- aber auch ftür die öftentliche Jugendhilte SAamı_t_ ıhrer Be-
anNntwortun regelt. Bund un: Land können danach die reiche Jugendpflege un: Jugendfürsorge gelten haben,
Selbstverwaltung durch Gesetz beschränken. Selbst WE W Aas AaUuUS den Materialien Zur Entstehungsgeschichte des
In  z} die Aufgaben der beanstandeten Gesetze als Ur- Art Zı sıch erg1bt.
sprungsaufgaben der Gemeinde ansıeht, würden die Ya In Frage könnte 1LUr stehen, ob der Bund 1m Hınblick
ständigkeitsentscheidungen immer noch als verfassungs- aut Art die örtliıch verantwort_ende Soz1ial-
konform gelten. ach Rechtslehre un Rechtsprechung hiltfe un: öffentliche Jugendhilfe AA Selbstverwaltungs-
ertährt der Gesetzesvorbehalt darin seine Begrenzung, angelegenheit der Gemeinde erklären 96 BSHG,
daß eın Eingrift den Wesensgehalt der Selbstverwaltung 12 ] WG) un damıiıt auch die Zuständigkeitsordnung
nıcht Zzerstoren darf Davon wiıird INa  - hier kaum Sp der SS 11© 93 BSHG un: Abs 1WG schaften
chen können. Die Bestimmungen enthalten keine unNnzuUu- konnte. uch insSOweılt bestehen keine verfassungsrecht-
mutbare un damıt das SOZSCNANNTE UÜbermaßver- ıche Bedenken, weıl beide (Gesetze yemäafßs Art

Abs als SOPENANNLE Zustimmungsgesetze, MItbot verstoßende Einschränkung der Gemeindehoheıt, Ja
S1e bauen vielmehr aut ihr auf So tragt die Gemeinde dıe Zustimmung des Bundesrates, erlassen worden sind.
Planungsverantwortung für alle AL Durchführung der 93 Abs BSHG un: Abs Satz J1 WG begrün-
Sozialhilfe und Jugendhilfe notwendıgen Einrichtungen den tür die Iräger der Sozialhilfe und öftentlichen Ju-
gemäfß 03 BSHG un Abs Satz 1WG Damıt gendhilfe ıne Unterlassungspflicht. S1ie erfährt ıhre
1St S1e oberste üterin des soz1alen Wohles iıhrer Bürger. Rechtfertigung AaUS Art 74 Zı Die den Ge:
Dı1e Letztentscheidung lıegt be] den Organen der (& meinden gesetzlıch vorgeschriebene Einrichtungsbeschrän-
meınde: S1e entscheiden auch entsprechend der gemeind- kung erg1bt csıch AUS dem Sachzusammenhang und A4US$ den
lichen Finanzhoheit über den Kostenaufwand für die Grundrechtsartikeln. Wenn schon der Bund die Möglıch-
Eıinriıchtungen 1m Rahmen des Gemeindehaushaltes. Die eit hatte, für die Sozialhilte un: öffentliche Jugendhilfe

Sonderbehörden schaffen, wieviel mehr MU derTräger der freien Wohlfahrtspflege haben keinen erZwW1Ng-
baren Leistungsanspruch SESCH die Gemeinde. Zuschüsse Bund Jegitimıert se1n, bei der Übertragung der Zuständig-
Aaus öffentlichen Mitteln sınd überdies gekoppelt — keıten A die Gemeinden ine sachlich gerechtfertigte Be-

SreENZUNG D schaften. Hierbel wiırd auch sehen se1n,mutbare Eigenleistungen der treıen Fräager. Es wiıird da-
miıt auch 1ın Zukunft eın totales Aushalten der trejen da{ß die Trager der reien Wohltfahrtspflege 1m Bereich
Wohlfahrtspflege durch die Kommunen veben. Oftent- der Sozijalhılte und öffentlichen Jugendhilfe durchweg
liche Subventionen siınd zweckgebunden, über ıhre sach- öffentliche Funktionen erifüllen un: VONN daher der Bund
gerechte Verwendung 1St R echenschaft legen. gemäals Art 74 Zift auch Organısationsbestim-
Wenn die Beschwerdeführerin in der „partiellen Funk- INUNSCH über die Mitbeteiligung der Träger der frejen

Wohlfahrtspflege 1n einem Bundesgesetz schaffen konnte.tionssperre“ einen Eingriff ın den Kern der Selbstver-
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